STADTRAT ELLRICH	Ellrich, den 
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Vorlage zum  Beschluss-Nr. 016-19/24                         

Vorlage wurde ohne/ mit................. Änderungen am ............................... zum Beschluss erhoben

Vorlage wurde am ......................... abgelehnt; Vorlage wurde am  ...................... zurückgezogen



	
1. Bezeichnung des Beschlusses

	
Einleitung eines Aktivprozesses gegen den Freistaat Thüringen Landesverwaltungsamt zur sonstigen Straße Sülzhayn Anbindung an den Oberharz Jägerfleck B 4

	
2. Beschlusstext:



	
[bookmark: _GoBack]Der Stadtrat der Stadt Ellrich beschließt die Einleitung eines Aktivprozesses gegen den Freistaat Thüringen vertreten durch das Landesverwaltungsamt, Verwaltungsstreitsache 2K 1236/19 We.

	
3. Einreicher

	
Der Bürgermeister

	
4. Begründung der Zuständigkeit des Stadtrates (Aufgrund welcher gesetzlichen Bestimmung wurde die Beschlussvorlage erarbeitet?)

	
ThürKO vom 28.01.2003 in der jeweils gültigen Fassung 


	
5. Welche Beschlüsse müssen aufgrund der
o. g. Beschlussvorlage aufgehoben bzw.
ergänzt werden?

	

Keine

	
6. a) Mit welchem Personenkreis wurde die
 Beschlussvorlage beraten 
      b) mit wem soll sie beraten werden?

	
Bauausschuss:            22.08.2019
Wirtschaftsausschuss: 26.08.2019
Hauptausschuss:         02.09.2019


	
7. Welche absehbaren finanziellen Auswirkungen hat die Beschlussvorlage?

	
Bei evtl. unterliegen im Rechtsstreit, Kosten der Anwälte und die Gerichtskosten. 

	
8. Veröffentlichung des Beschlusses?

	
Ja

	
9. Verteiler

	
Alle Stadtratsmitglieder, Ortsteilbürgermeister



Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl Stadtratsmitglieder:	20 + 1	Ja – Stimmen:	…….
davon anwesend:	…….	Nein – Stimmen:	…….
		Enthaltungen:	…….

Folgende Mitglieder waren nach § 38 ThürKO von der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen:
-keine-


Der Beschluss wurde somit angenommen/abgelehnt.




Henry Pasenow
Bürgermeister




Begründung zum Beschluss Nr.: 016-19/24 





Beschlusstext: 

Der Stadtrat der Stadt Ellrich beschließt die Einleitung eines Aktivprozesses gegen den Freistaat Thüringen vertreten durch das Landesverwaltungsamt, Verwaltungsstreitsache 2K 1236/19 We.


Begründung:


Auf der Grundlage der Allgemeinverfügung , veröffentlicht im Staatsanzeiger Nr. 28/2014 Az.:4311/16-11, ist die Landesstraße Nr. 1014, die sich in der Straßenbaulast des Landes Thüringen befand, zu einer Gemeindestraße bzw. sonstigen öffentlichen Straße abgestuft worden. 

Dem vorangegangen ist der Versuch, in einem 14 jährigen Planfeststellungsverfahren, diese Straße zu einer Landesstraße auszubauen. Das Planfeststellungsverfahren ist 2010 eingestellt und nicht weiter betrieben worden. 

Da die Stadt Ellrich, gem. der o.g. Allgemeinverfügung, nun Träger der Straßenbaulast geworden ist und somit für die Verkehrssicherungspflicht und den Unterhalt der Straße verantwortlich ist, plant die Stadt Ellrich die Straße im Hocheinbau zu sanieren. 
Die geplante Ausbaulänge und den Querschnitt entnehmen Sie bitte den Anlagen (Anlage 1 und 2).

Die Auftaktveranstaltung  hat im Rahmen einer Ämterkonferenz am 14.11.2018 stattgefunden. Der Ausbau der Straße soll folgende Nutzungen für die Einheitsgemeinde Ellrich bringen.

1. Ortsverbindungsstraße: Anbindung eines Ortsteils an die Kernstadt Ellrich 
2. Anbindung eines prädikatisierten Erholungsortes an den Harz 
3. Ausbau der touristischen Radwegeverbindung als Lückenschluss für den Landkreis Nordhausen

Die Stadt Ellrich muss für den Ausbau in keine Plangenehmigung oder Planfeststellung (gem. § 38 ThürStraßenG), wir sind gehalten mit allen betroffenen Trägern öffentlicher Belange einvernehmen zu erzielen (siehe Anlage 3 rechtliche Würdigung durch RA Friege). 

Gem.  Bescheid vom 23.07.2019 (siehe Anlage 4) ist dem Antrag der Stadt Ellrich nicht entsprochen und mit einer entsprechenden Rechtsbehelfsbelehrung versehen worden. Fristwahrend hat die Stadtverwaltung Klage beim Verwaltungsgericht in Weimar eingereicht (siehe Anlage 5).

Die Verwaltung der Stadt Ellrich kann dem Stadtrat nur empfehlen dem Beschluss zuzustimmen. 






Henry Pasenow
Bürgermeister
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Anlage 5

[image: ]
image4.emf

BERGERHOFF

RECHTSANWALTE
ErfurteWeimar=aJena

BERGERHOFF RECHTSANWALTE - Partnerschaft mbB
Alfred-Hess-Stralle 22a - 99094 Erfurt

Stadtverwaltung Ellrich
Salzstralle 8
99755 Ellrich

ef.2055/19
0361-2294 1525

Aktenzeichen:
Durchwahl Sekretariat:

Erfurt, 16.04.2019

Sanierung Strale ,,Siilzhayn/Jédgerfleck”

Sehr geehrter Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Kuf,

im Zusammenhang mit der geplanten Sanierung der StraBe zwischen
Sulzhayn und Jagerfleck hatten Sie um eine rechtliche Expertise, insbe-
sondere zur Notwendigkeit eines Planfeststellungsbeschiusses bzw. eines
Bebauungsplans gebeten. Unsere gutachterliche Prifung hat folgendes
ergeben:

1. Sachverhait

Die Stadt Ellrich beabsichtigt, die Strae zwischen dem Ortsteil Stilzhayn
und der Einmiindung in die Bundesstrale 4 (,Jagerfleck®) im Hocheinbau
zu sanieren. Die Strale soll in der bisherigen Trasse verbleiben und auch
nicht verbreitert werden (Ausbaubreite 4,75 m in Asphaltbefestigung und
Bankette mit jeweils 75 cm). In dem Bereich zwischen Silzhayn und dem
Abzweig zum ehemaligen Sanatorium ist lediglich eine Deckensanierung
vorgesehen. In dem zweiten Abschnitt, dessen Zustand deutlich schlech-
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ter ist, ist eine grundhafte Instandsetzung erforderlich. Es ist vorgesehen, dass die Befahr-
barkeit auf Fahrzeuge mit bis zu 3,8 t beschrankt wird.

Die Strafe war aufgrund der Nahe zur Grenze bis 1990 nicht oder nur eingeschrénkt nutz-
bar. Aufgrund des schlechten Zustands der Stralle wird diese seit langerer Zeit rein faktisch
nur noch in einem geringeren Umfang genutzt. In welchem Umfang tatséchlich eine Nutzung
stattfindet, ist nicht bekannt. Das Stralenbauamt Nordthiringen war im Rahmen einer Prog-
nose von 2.100 Kfz/24 h ausgegangen. Verkehrszahlungen gab es aber nicht.

Bis zum Jahr 2014 hat es sich um eine Landesstrale (L 1014) in der Baulast des Freistaates
Thuringen gehandelt. Mit einer Allgemeinverfugung vom 13. Juni 2014 ist die Teilstrecke
zwischen Silzhayn und der Zufahrt zum ehemaligen Sanatorium zu einer Gemeindestralle
in der Baulast der Stadt Ellrich abgestuft worden. Zugleich ist die Teilstrecke ab der Zufahrt
zum ehemaligen Sanatorium bis zur B4 ist zur sonstigen 6ffentlichen Strafle ebenfalls in der
-Baulast der Stadt Elirich abgestuft worden.

2.  Aufgabenstellung

Es soll geklart werden, ob dafir ein rechtliches Verfahren notwendig ist. Insoweit kdmen ins-
besondere ein Planfeststellungsverfahren oder ein das Planfeststellungsverfahren ersetzen-
der Bebauungsplan in Betracht. Ferner ware zu erwagen, ob ein genehmigungspflichtiger
Eingriff in Natur und Landschaft vorliegt oder Belange des Artenschutzes beriihrt sind.

3. Rechtlicher Rahmen

Auch nach der Abstufung sind beide Teilstrecken offentliche Straen im Sinne von § 3
Nummer 3 bzw. Nummer 4 ThurStrG. Vor diesem Hintergrund gilt fur die Stadt Ellrich als
StralRenbaulasttrager (§ 43 Abs. 1 Satz 3 ThurStrG) zunachst die Regelung in § 9 ThirStrG.
Danach hat der Trager der StraRenbaulast nach seiner Leistungsfahigkeit die Stralen in
einem dem regelmaBigen Verkehrsbedurfnis genigenden Zustand zu bauen, zu unterhalten,
zu erweitern oder sonst zu verbessern. Dabei sind die sonstigen &ffentlichen Belange ein-
schlieRlich des Umweltschutzes zu bertcksichtigen. Soweit der Baulasttrdger unter Beriick-
sichtigung seiner Leistungsfahigkeit aulerstande sind, diese Aufgaben zu erfullen, haben die
Strallenbaubehérden auf einen nicht verkehrssicheren Zustand vorbehaltlich anderweitiger
Maflnahmen der Stralenverkehrsbehdrden durch Verkehrszeichen hinzuweisen. Daraus
ergibt sich zunachst eine vorrangige Pflicht des Baulasttragers, die Stralle zumindest in ei-
nem solchen Zustand zu erhalten, der den auf der Strafte Giblichen Verkehr gefahrios erlaubt.
Ist dies insbesondere im Hinblick auf finanzielle Belange nicht mdglich, kommt nachrangig in
Betracht, dass auf den nicht verkehrssicheren Zustand durch entsprechende Verkehrszei-
chen hingewiesen wird. In jedem Fall ist die Stadt Elirich als StraBenbaulasttrager fur die
StralBe auch verkehrssicherungspflichtig.
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Danach besteht fur die Stadt Elirich letztlich eine Pflicht, die Strale in einem Zustand zu er-
halten, der eine Benutzung (wenn auch mit Einschrénkungen) erméglicht. Ansonsten kédme
letztlich nur die Einziehung der Strale in Betracht, wenn diese keine Verkehrsbedeutung
mehr hat. Der Umstand, dass die Stadt Ellrich als StraBenbaulasttrager die Strale grund-
satzlich in einem ordnungsgemaRen Zustand halten muss, besagt aber noch nichts daruber,
ob und welche rechtlichen Verfahren in diesem Zusammenhang notwendig sind. Dies ergibt
sich insbesondere aus § 38 ThurStrG. Nach Abs. 1 dieser Vorschrift dirfen Landesstraen
nur gebaut oder geandert werden, wenn der Plan vorher festgestelit ist. Das gilt auch, sofem
es sich beim Bau von Gemeindestralen oder sonstigen éffentlichen StraBen um ein UVP-
pflichtiges Vorhaben handelt. Ansonsten soll fir KreisstraBen und kann fur GemeindestralRen
im AuBenbereich ein Planfeststellungsverfahren durchgefihrt werden. Bei der Planfeststel-
lung sind die von dem Vorhaben beriihrten &ffentlichen und privaten Belange einschiiellich
der Belange des Umweltschutzes abzuwégen. Bebauungspléne nach § 9 BauGB ersetzen
gem. § 38 Abs. 4 ThurStrG die Planfeststeliung nach Absatz 1 (Abschnitt 4).

Auch wenn weder ein Planfeststellungsverfahren noch alternativ ein Bebauungsplan not-
wendig sein sollten, sind naturschutzrechtliche Belange zu beachten. Dies betrifft insbeson-
dere die Frage eines méglichen Eingriffs in Natur und Landschaft nach § 14 BNatSchG (Ab-
schnitt 5) fermer sind die artenschutzrechtlichen Belange und insbesondere § 44 BNatSchG
zu berucksichtigen (Abschnitt 6).

4. StraBenrecht

Aus der zitierten Regelung in § 38 Abs. 1 ThirStrG ergibt sich, dass beim Bau oder der An-
derung einer UVP-pflichtigen Gemeindestrale ein Planfeststellungsverfahren zwingend er-
forderlich ist. Ist dies nicht der Fall, ist dariber hinaus Satz 3 der Vorschrift zu berticksichti-
gen, wonach ,ansonsten” fur Gemeindestralen im AuRenbereich ein Planfeststellungsver-
fahren durchgefuihrt werden soll.

41 Bau oder Anderung einer Strale

Zunéchst stelit sich also die Frage, ob hier der Bau bzw. die Anderung einer Gemeindestra-
Re vorliegt. Unter dem Begriff ,Bau” einer Stralle ist insbesondere ein Neubau zu verstehen,
der hier unzweifelhaft nicht vorliegt. Dariber hinaus kénnen auch Instandsetzungsarbeiten
quantitativ und qualitativ einem Neubau gleichgestelit werden. Dann musste die Stralle aller-
dings einen Zustand haben, der so weit reichende Instandsetzungsarbeiten erfordert, dass
diese de facto einem Neubau gleich kommen. Insofern wird man auf die Rechtsprechung in
der gleich gelagerten Situation im Baurecht zurtickgreifen kénnen. Letztlich wére das nur der
Fall, wenn die Stralte bereits weitgehend zerstdrt und unpassierbar ist. Davon kann hier aber
nicht ansatzweise die Rede sein. Die Strale befindet sich zwar teilweise in keinem guten
Zustand mehr. Eine gefahrlose Befahrbarkeit ist aber ohne weiteres gegeben.
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Eine Anderung setzt nach dem allgemeinen Wortsinn voraus, dass sich der bisherige und
der geplante kiinftige Zustand unterscheiden. Abgesehen davon, dass Fahrbahnschaden
ausgebessert und eine neue Fahrbahn hergestellt wird bzw. auch der Unterbau in einem
begrenzten Umfang erneuert wird, wird es keine Anderungen der Strale geben. Dies betrifft
sowohl den Verlauf der StraRe als auch deren Breite und schlielich auch deren Tragféhig-
keit.

Der inhaltsgleiche Begriff der Anderung einer Bundesfernstrafe in § 17 Satz 1 FStrG um-
fasst nach Rechtsprechung und Literatur grundsétzlich nur bauliche MalRnahmen durch Aus-
bau, Verlegung oder Umbau, die Uber Reparatur und Unterhaltung der Strafle hinausgehen.
In Betracht kommen etwa Verénderungen im Grund oder Aufriss (Verbreiterung, Hoher- oder
Tieferlegung, Bau zusétzlicher Fahrstreifen, Kurvenabflachung, Anderung des Uberschnei-
dungswinkels bei Kreuzungsbauwerken), die Anderung der Konstruktion von Kunstbauten
(beispielsweise Briicken) oder die Anpassung héhengleicher Kreuzungen bzw. Einmindun-
gen.

OVG Miinster, Urteil vom 29.09.2011, 11 D 93/09.AK -, juris Rn. 56 ff.; OVG Bautzen,
Beschluss vom 31.01.2013, 4 A 122/12, juris Rn. 10; Kromer, in: Miller/Schulz, FStrG,
2. Aufl. 2013, § 17 Rn. 8 ff.; Ronellenfitsch, in: Marschall, FStrG, 6. Aufl. 2012, § 17
Rn. 8; Dirr, in: Kodal/Krédmer, StraBenrecht, 7. Aufl. 2010, Kap. 36 Rn. 7.32

Der Umstand, dass die Rechtsprechung nur unter engen Voraussetzungen von einer Ande-
rung ausgeht, ergibt sich zum Beispiel auch aus dem Urteil des

OVG Miinster vom 29. September 2011,11 D 93/09.AK.

Danach ist die Freigabe eines (bestehenden) Standstreifens einer Autobahn als weitere
Fahrspur in einem Teilabschnitt zwischen 2 Autobahnschlussstellen grundsétzlich keine An-
derung der Bundesfernstrafle, welche die vorherige Durchfilhrung eines Planfeststellungs-
verfahrens mit dem Ziel des Erlasses eines Planfeststellungsbeschlusses bzw. einer Plan-
genehmigungen erfordern wiirde.

Im Ergebnis ist also davon auszugehen, dass die Instandsetzung der Stralle weder den Tat-
bestand des Baus noch der Anderung einer Stralle im Sinne von § 38 Abs. 1 ThiirStrG dar-
stellt.

4.2 UVP-pflichtige Vorhaben

Ob es sich um eine UVP-pflichtiges Vorhaben handelt, ist daher unerheblich, da nicht jedes
UVP-pflichtige Vorhaben planfeststellungsbedurftig ist, sondern dies eben nur fiir den Bau
oder die Anderung einer GemeindestraBe gilt. Unabhéngig davon besteht nach dem UVPG
keine UVP-Pflicht. Anlage 1, in der die UVP-Pflichtigen Vorhaben abschlieRend aufgefiihrt
sind, betrifft in Nummer 14 ausschlieRlich Autobahnen und Bundesstralen. Ergénzend gilt

Seite 4 von 7





BERGERHOFF

RECHTSANWALTE
ErfurtsWelmar=Joena

das Thiringer UVPG. Nach Ziffer 5.4 der Anlage 1 zum ThirUVPG sind sonstige Stralen
einer allgemeinen Vorprufung des Einzelfalls zu unterziehen, sofern es sich um den Bau ei-
ner Strafle handelt. Insofern kann auf die obigen Ausfuhrungen verwiesen werden, wonach
hier zum einen kein Neubau einer Strale vorliegt und die geplante Instandsetzung auch hin-
sichtlich ihres Umfangs nicht einem Neubau gleichgesetzt werden kann.

4.3 GemeindestraBen im AuBenbereich

Weiterhin ist § 38 Abs. 1 Satz 3 ThirStrG zu beachten, wonach fur Gemeindestraen im
Aulenbereich ,ansonsten” ein Planfeststellungsverfahren durchgefuhrt werden soll. Auch
wenn diese Regelung sich nicht explizit auf den Bau oder die Anderung von Straften bezieht,
so ergibt sich aus dem Gesamtzusammenhang bzw. durch die Bezugnahme auf die voran-
gegangenen Satze der Vorschrift, dass auch in diesem Fall nicht bio3e Instandsetzungsar-
beiten an einer Stralle gemeint sein kdnnen, sondern es sich ebenfalls um den Bau oder
eine Anderung einer Strafle handeln muss. Diese Vorschrift erfasst somit Bau und Anderung
nicht UVP-pflichtiger Stralen im Auflenbereich, fir die ein Planfeststellungsverfahren zwar
nicht zwingend vorgeschrieben wird, gleichwohi im Regelfall durchgefuhrt werden ,soll”.

Insoweit ist wiederum mafigeblich, dass hier weder die Voraussetzungen des Baus noch der
Anderung vorliegen, sodass auch Satz 3 nicht zur Anwendung kommt.

Als Zwischenergebnis lasst sich also festhalten, dass ein straRenrechtliches Planfeststel-
lungsverfahren oder anstelle eines solchen Verfahrens die Aufstellung eines Bebauungs-
plans fur die geplante Baumafinahme nicht erforderlich ist.

5.  Naturschutzrechtlicher Eingriff

Unabhéangig von der Frage der Notwendigkeit eines Planfeststellungsverfahrens bzw. eines
Bebauungsplans kann die geplante Mallnahme aber einen Eingriff in Natur und Landschaft
beinhalten. Insofern ist die Situation mit der eines Bauvorhabens im Auflenbereich ver-
gleichbar, dass zumindest unter gewissen engen Voraussetzungen nicht genehmigungsbe-
darftig sein kann. Gleichwohi kann in diesem Fall die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
gelten.

Mafigeblich ist zunachst die Legaldefinition von Eingriffen in Natur und Landschaft in § 14
Abs. 1 BNatSchG. Eingriffe in Natur und Landschaft sind danach Veranderungen der Gestalt
oder Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der belebten Bodenschicht in
Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeintrachtigen kénnen. Dementspre-
chend ist der Bau oder auch die Verdnderung einer Strafle im Sinne einer Verbreiterung im
Auflenbereich in der Regel ein Eingriff. Hier stellt sich lediglich die Frage, ob eine gewisse
Nutzungsintensivierung ebenfalls einen Eingriffe darstellen kann, da davon auszugehen ist,
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dass nach einer Instandsetzung der Stralle sich das Verkehrsaufkommen auf dieser Stralle
erhéhen wird. Dagegen spricht zunédchst die rein praktische Erwagung, dass sich reine Nut-
zungsintensivierung im Regelfall nicht sicher feststellen lassen und letztlich véllig unbestimmt
ist, ab wann eine solche Intensivierung die Qualitét eines Eingriffs bekommen soll. Ferner
stellt die gesetzliche Regelung in § 14 Abs. 1 BNatSchG ausdriicklich auf die Verdanderungen
der Gestalt von Grundflachen ab. Daher werden insbesondere regelmaRig durchgefuhrte
MaRnahmen zur ordnungsgem&Ren Unterhaltung von Verkehrswegen nicht unter die Ein-
griffsregelung subsumiert, da sie entweder nicht mit einer Veranderung der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflachen verbunden sind oder zu keiner erheblichen Beeintrachtigung der
Leistung- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes fuhren.

Litkes/Ewer, BNatSchG, 2. Aufl. 2018, § 14 Rn. 8

Als weiteres Zwischenergebnis lasst sich somit festhalten, dass ebenfalls kein Eingriff in Na-
tur und Landschaft vorliegt, sodass damit die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nicht
zur Anwendung kommt.

6. Artenschutz

Grundsatzlich sind der Artenschutz und insbesondere die Regelung in § 44 BNatSchG un-
abhangig von einem bestimmten Schutzstatus, d. h. gebietsunabhéngig sowohi im besiedel-
ten wie auch im AuBenbereich zu beriicksichtigen. Hier stelit sich allerdings die Frage, ob
eventuelle Beeintrachtigungen geschutzter Arten (soweit sie hier (iberhaupt vorhanden sein
solltenn) mafRgeblich sind, wenn diese durch eine legale Nutzung verursacht werden, die sich
durch die hier geplante MaBnahme auch nicht wesentlich endet, sondern méglicherweise
lediglich etwas intensiviert. Letztlich kann dies dahingestellt bleiben, da das Tétungs- und
Verletzungsverbot von § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichtes nur eingeschrankt gilt und durch eine Strale das sozialaddquate To-
tungsrisiko sich fur die betreffenden Tiere nicht signifikant erhéht. Dass er ferner potenziell in
Betracht kommende Stérungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gilt ohnehin nur wah-
rend bestimmter zeitlicher Perioden (Fortpflanzung-, Aufzug-, Mauser-, Uberwinterung-und
Wanderungszeiten). Ferner gilt das Stérungsverbot nur dann, wenn sich dadurch der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.

Unabhangig davon, dass es empfehlenswert ist, die Frage einer moglichen Betroffenheit

geschutzter Arten durch einen einschlagigen Gutachter zumindest an zu priifen, durften hier
durchgreifende artenschutzrechtliche Bedenken nicht bestehen.
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7. Ergebnis

Die geplante Instandsetzung der kommunalen Strale von Siizhayn zum Jagerfleck an der
Einmiindung in die Bundesstralle 4 ohne Verbreiterung oder Verlegung der Stralentrasse
bedarf nach § 38 ThiurStrG weder der Durchfithrung eines Planfeststellungsverfahrens noch
eines Bauleitplanverfahrens. Mangels Eingriff in Natur und Landschaft ist auch keine natur-
schutzrechtliche Genehmigung nach §§ 13 ff. BNatSchG erforderlich. Im Rahmen der Bau-
mafnahme ist lediglich das artenschutzrechtliche Stérungsverbot nach § 44 BNatSchG zu
beacﬁtea,—wqbei es ausreichend ist, wenn die Arbeiten auBerhalb der Schutzzeiten erfolgen.

Arne Friege B/(

Rechtsanwalt
Fachanwalt fiir Verwaltungsrecht
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Thiiringer Landesverwaltungsamt - Postfach 22 49 - 99403 Weimar

Stadtverwaltung Elirich
Fachbereich Inneres/Bau
Salzstralle 8

99755 Ellrich

Das Thiringer Landesverwaltungsamt (TLVwA), Planfeststellungsbehorde,
erlasst folgenden

Bescheid:

Der Antrag auf Unterbleiben der Planfeststellung (§ 38 Abs. 3 Thiiringer
Straflengesetz —ThirStrG) fir das Vorhaben

Wiederinbetriebnahme ehemalige L 1014 Siilzhayn — Rothesiitte

wird abgelehnt.

Begriindung:

Die Stadt Elirich hat beim TLVwA mit Schreiben vom 18. April 2019 erklart,
dass die ehemalige Landesstrale L 1014 zwischen dem Ortsteil Siilzhayn
und der Einmindung B 4 (Jagerfleck) im Hocheinbau zu sanieren und den
Antrag auf Unterbleiben der Planfeststellung gestellt. In einem gemeinsamen
Termin am 16. Mai 2019 wurde die Thematik ausfihrlich mit dem Fachbe-
reichsleiter Inneres/Bau der Stadt Elirich, Herrn KuR und Herrn Meiftner vom
Stadtplanungsbiiro Meilner&Dumjahn besprochen.

Mit Schreiben vom 20. Mai 2019 wurde durch das TLVWA der Stadt Elirich in
Aussicht gestellt, den Antrag auf Unterbleiben der Planfeststellung abzu-
lehnen, sofern der Antrag nicht vorher zurlickgenommen wird, da die Vo-
raussetzungen fir ein Unterbleiben der Planfeststellung nicht vorliegen. Mit
Schreiben vom 17. Juli 2019 hat die Stadt Ellrich mitgeteilt, dass eine Riick-
nahme des Antrages nicht erfolgt und um eine Bescheidung gebeten.

Die L1014 wurde durch Allgemeinverfligung herabgestuft und in die
Stralenbaulast der Stadt Ellrich Gberfiihrt.
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Landesverwaltungsamt

thr/e Ansprechpartner/in:
Herr Minch

Durchwahl:
Telefon +49 361 573321-477
Telefax +49 361 573321-476

udo.muench@
tivwa.thueringen.de

Ihr Zeichen:

thre Nachricht vom:
17. Juli 2019 (E-Mail)

Unser Zeichen:
(bitte bei Antwort angeben)
540.10-4348-05/19

Weimar
23. Juli 2019

Thiringer
Landesverwaltungsamt
Jorge-Semprun-Platz 4
99423 Weimar

www thueringen.de

Besuchszeiten:

Montag-Donnerstag: 08:30-12:00 Uhr
13:30-15:30 Uhr

Freitag: 08:00-12:00 Uhr

Bankverbindung:

Landesbank

Hessen-Thiringen (HELABA)

IBAN:

DE80820500003004444117

BIC:

HELADEFF820

Informationen zum Umgang mit thren
Daten im Thiringer Landesverwaltungs-
amt finden Sie im Internet unter:
www.thueringen.de/th3/tivwa/datenschutz/,
Auf Wunsch Ubersenden wir Ihnen eine
Papierfassung.





im Abschnitt zwischen dem Ortsteil Sitizhayn und dem Abzweig Steierberg
ist die Strale als Gemeindestralie klassifiziert. Im librigen Teil ist die Stralle
eine sonstige offentliche Strale.

Fiir die L 1014 wurde bereits in der Vergangenheit ein Planfeststellungsver-
fahren zum Ausbau angestrengt. Die Strafle wurde Uber Jahrzehnte nicht
vom regelmaBigen Verkehr genutzt. Ausweislich der hier bekannten natur-
raumlichen Situation der Ortlichkeit und der Erfahrungen und Kenntnissen
aus dem bereits durchgefiihrten und letztendlich abgelehnten Planfeststel-
lungsverfahren zur L 1014 ist davon auszugehen, dass durch den von der
Stadt Ellrich angestrebten Ausbau erhebliche Beeintrachtigungen von Natur
und Umwelt zu besorgen sind.

Planfeststellung und Plangenehmigung kénnen in Fallen von unwesentlicher
Bedeutung unterbleiben (§ 38 Abs. 3 ThurStrG). Falle von unwesentlicher
Bedeutung liegen insbesondere vor, wenn

1. Rechte anderer nicht beeinfiusst werden oder mit den vom Plan Betroffe-
nen entsprechende Vereinbarungen getroffen worden sind und

2. offentliche Belange nicht berihrt werden oder die erforderlichen behdrdli-
chen Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht entgegenstehen.

Die formellen Voraussetzungen eines Unterbleibens der Planfeststellung
liegen nicht vor. Die Belange von Natur und Umwelt werden durch das ge-
plante Vorhaben nicht nur unwesentlich berihrt.

Dariiber hinaus muss flir das Vorhaben nach Prifung der Antragsunterlagen
und der Akten aus den Jahren 2010/2011 eine Umweltvertraglichkeitspru-
fung durchgefiihrt werden, da von erheblichen Beeintrachtigungen von Natur
und Umwelt auszugehen ist. Mit der Durchfiihrung der Umweltvertraglich-
keitspriifung ergibt sich dann die zwingende Notwendigkeit zur Durchfiihrung
eines Planfeststellungsverfahrens nach § 38 Abs. 1 ThirStrG. Der Bau oder
die Anderung von Gemeinde- und sonstigen dffentlichen StraRen sind plan-
festzustellen, wenn es sich um ein UVP-pflichtige Vorhaben handelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Ablehnung der Planfeststellung in der

Vergangenheit mafigeblich an den nicht zu iberwindenden o6ffentlichen Be-
langen des Natur- und Umweltschutzes scheiterte.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage
beim

Verwaltungsgericht Weimar
Jenaer Strale 2a
99425 Weimar

erhoben werden.

Die Klage ist bei dem Gericht schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten zu erheben. Sie muss den Klager, den Beklagten (den Freistaat
Thuringen, vertreten durch das Thiringer Landesverwaltungsamt) und den
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen.

Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismitte! sollen angege-
ben werden. Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefiigt

werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kénnen.

Die Klagefrist (Absatz 1) ist nur dann gewahrt, wenn die Klageschrift noch
vor Ablauf dieser Frist bei Gericht eingegangen ist.

‘b

Im Auftrag
Peter Siefer
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